
Franz-Josef Overbeck, Esse-
ner Bischof, ist gestern in Ber-
lin als neuer katholischer Mili-
tärbischof eingeführt worden.
In dem Gottesdienst in der St.
Johannes-Basilika verlas der
Vatikan-Botschafter, Erzbi-
schof Jean-Claude Périsset, die

päpstliche Ernennungsurkun-
de und überreichte Overbeck
den Bischofsstab. Repräsen-
tanten aus Kirche und Staat
nahmen an dem Pontifikalamt
teil. Papst Benedikt XVI. hatte
den Ruhrbischof bereits im
Februar zum neuen Militärbi-
schof ernannt. epd

Nicolas Sarkozy hat gestern,
auf den Tag genau vier Jahre
nach seiner Wahl zum franzö-
sischen Präsidenten, eine
schwere Schlappe einstecken
müssen. 76 Prozent der Fran-
zosen ziehen eine negative

Bilanz seiner Amtszeit, wie
aus einer Umfrage hervorgeht.
Nur 17 Prozent sehen eine
positive Bilanz. Damit stehe
Sarkozy so schlecht da wie
noch nie seit seiner Wahl
2007. In genau einem Jahr
wird in Frankreich wieder
gewählt. dapd
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Namenstag: Gisela, Silke, Hel-
ga, Olga, Gernot, Boris, Not-
ker

2003: Zum ersten Mal in der
Geschichte des Vatikans geht
eine Frau an die Spitze einer
päpstlichen Akademie. Die
auf mittelalterliche Archäolo-
gie spezialisierte, italienische
Professorin Letizia Pani Ermi-
ni wird zur Präsidentin der
Akademie für Archäologie
ernannt.
2001: Der berühmte Posträu-
ber Ronald Biggs kehrt nach
35 Jahren auf der Flucht
schwer krank nach England
zurück. Er wird verhaftet und
später zu 30 Jahren Zuchthaus
verurteilt; 1963 hatte er bei
einem Überfall auf einen Post-
zug gut 2,5 Millionen britische
Pfund erbeutet.
1920: Seit 1914 hatte die
Hauptversammlung der Deut-
schen Kolonialgesellschaft
nicht mehr getagt, heute findet
sie wieder zusammen. Bis vor
sechs Jahren noch hatte die
Gruppe gefordert, die Kolo-
nien auszuweiten – nun ver-
langt sie die Rückgabe der
Kolonien. Bereits 1919 hatte
das Deutsche Reich alle Kolo-
nien verloren.

1908:Max Grundig, deutscher
Unternehmer, entwickelte sei-
ne Firma zu einem der größten
Hersteller von Rundfunkemp-
fängern in Europa, gestorben
1989.
1901:Gary Cooper, US-ameri-
kanischer Schauspieler
(„Zwölf Uhr Mittags”, „In
einem anderen Land“), gestor-
ben 1961.

2006: Steve Bender, deutscher
Schlagersänger („Dschingis
Khan“), geboren 1946.

Namenstag: Ida, Ulrike, Fried-
rich, Wulfhild, Klara

1970: Das letzte Album der
Beatles erscheint, „Let it Be“.
1969: Der Film „Easy Rider“
mit Dennis Hopper und Peter
Fonda feiert Premiere beim
Filmfestival in Cannes.
1886: Der Apotheker John
Pemberton bietet zum ersten
Mal ein von ihm selbst erfun-
denes Erfrischungsgetränk an
in Atlanta im US-Bundesstaat
Georgia. Das ist die Geburts-
stunde von Coca-Cola, damals
noch mit Auszügen aus Koka-
Blättern. Drei Jahre später ver-
kauft Pemberton die Geheim-
formel für 2300 Dollar.
1629: Da immer mehr deut-
sche Seeleute von Piraten ent-
führt und als Sklaven verkauft
werden, richtet die Stadt
Lübeck eine Sklavenkasse ein.
Die Einrichtung soll die Pira-
ten auszahlen und die Seeleu-
te vor lebenslanger Sklaven-
arbeit bewahren.

1962: Tatjana Rubzowa, russi-
sche Schachspielerin (Frauen-
Großmeisterin seit 1986).
1937: Thomas Pynchon, US-
amerikanischer Schriftsteller
(„Die Enden der Parabel”).
1903: Fernandel, französi-
scher Schauspieler („Don
Camillo und Peppone“),
gestorben 1971.

2002: Tilly Lauenstein, deut-
sche Synchronsprecherin und
Schauspielerin (u.a. „Otto -
Der Katastrophenfilm“; „Sie-
ben Monde“), geboren 1916.
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66 Jahre nach dem Krieg werden Euthanasieopfer nicht immer anerkannt – Helmut Heinze deckt eine traurige Wahrheit auf

Linda Zuber

Dortmund. Hübsch und
selbstbewusst, sie lächelt zart
in die Kamera. Kurze Zeit spä-
ter ist sie alt und schwach. Die
Haare hängen ihr wie Stroh
vom Kopf. Ein dunkler Rand
legt sich unter die Augen. Die
Gestapo folterte und misshan-
delte sie, die Ärzte spritzten sie
krank. Minna Katharina Hein-
ze war eine gesunde und intel-
ligente Frau, die Nazis erklär-
ten sie für geistesgestört,
ermordeten sie im Zuge der
Euthanasie. Viele Jahre lang
wollten Politiker ihren Tod
nicht als typisches Naziverbre-
chen anerkennen. Und bis
heute, 66 Jahre nach dem
Krieg, wurde ein teuflisches
Gesetz immer noch nicht
abgeschafft.

Leicht zittern die Hände, als
Helmut Heinze (88) die Akten
aus der Klarsichtfolie zieht.
Der Sohn erinnert sich an den
Tag, an dem er die Zeitung auf-
schlug und innerlich zusam-
menbrach. Seine Finger strei-
chen über die Zeilen des Arti-
kels von 1958. Heinze fasst die
Textpassage zusammen: Nazi-
Arzt Dr. Gorgaß, der Mann,
der seine Mutter ermordete,
sei begnadigt worden, wieder
auf freiem Fuß. „Diese Unge-
rechtigkeit konnte ich nicht
ertragen“, sagt Heinze. Er
schwor sich damals die Wahr-
heit ans Licht zu bringen. Er
wollte den Fall seiner Mutter
aufklären. „Doch ich fühlte
mich ohnmächtig, allein gelas-
sen“, blickt Heinze zurück.

Er kämpfte allein. Mit
Unterstützung konnte er von
keiner Seite rechnen: Andere
Opfer seien nur schwer ausfin-
dig zu machen gewesen. Auf
Politiker konnte er nicht zäh-
len: Denn im Bundesentschä-
digungsgesetz von 1956 wur-
den die Opfer von Euthanasie
und Zwangssterilisierung
nicht als typische NS-Opfer
anerkannt. Von Entschädi-
gungszahlungen wurden sie
ausgegrenzt. „Diese Men-
schen zählen damit zu den ver-
gessenen Opfern des Dritten

Reichs“, sagt Michael Teupel,
Geschäftsführer des Bundes-
verbandes Information und
Beratung für NS-Verfolgte zur
WR. Die Opfer der Euthanasie
und Zwangssterilisierten hät-
ten anders als beispielsweise
jüdische Opfer keine Lobby
gehabt, die nach dem Krieg
Druck auf die Regierung hätte
ausüben können. „Aus bloßer
Einsicht ist nämlich in den sel-
tensten Fällen Aufarbeitung
geleistet worden“, sagt Teupel.
Immer habe es politischen
Druck geben müssen.

Trotzdem gelang es Helmut
Heinze die grausame Wahr-
heit über seine Mutter aufzu-
decken. Über viele Jahre hin-
weg zogen sich seine Recher-
chen, die er heute auch in
Schulen präsentiert.

Ein jüdischer Arzt der flie-
hen musste, bat Minna Heinze
Freunden und Bekannten sei-
ne Möbel zu schenken, dazu
gab er ihr den Schlüssel seiner
Wohnung. Das fiel der Gesta-
po auf. Zwei Mal verhörten sie
Minna Heinze, wahrschein-
lich folterten und misshandel-
ten sie die Frau, „so ist es

damals üblich gewesen“,
erzählt Margret Hamm von
der Arbeitsgemeinschaft Bund
der Euthanasie und Zwangs-
sterilisierten. Als Minna Hein-
ze jedenfalls nach Hause
zurückkehrte, sei sie nicht
mehr die selbe Frau gewesen.

Für geisteskrank erklärten
die Ärzte die zweifache Mut-
ter. 1940 schließlich wird sie in
die Landesheilanstalt in Ham-
burg eingewiesen, nachdem
sie sich kritisch über Hitlers
Politik geäußert hatte. „Unbe-
queme Menschen wurden für
geistesgestört erklärt so konn-
te man sie ganz einfach aus
dem Weg schaffen, die meisten
Euthanasieopfer waren
gesund“, erläutert Hamm den
Fall. Bald ließen die Nazis
Minna Heinze von ihrem Ehe-
gatten zwangsscheiden. Ein
NS-Mann aus dem Gesund-
heitsamt wird ihr Vormund.
Ein wichtiger Schritt in der
Bürokratie des Regimes. Min-
na Heinze verlor somit den
Schutz ihres Mannes, „von

nun an konnten die Nazis mit
ihr verfahren wie sie wollten“,
sagt Hamm. In der NS-Tö-
tungsanstalt Hadamar stirbt
die 50-Jährige am 6. März
1944. Ärzte hatten ihr Gift
gespritzt und sie verhungern
lassen. So brachte es Heinze
ans Licht.

Er schweigt. Räumt die
Akten zusammen und
betrachtet das Bild seiner Mut-
ter. Sein Gesicht verzieht sich,
wie im Schmerz. Eine bedrü-
ckende Stille.

Bis heute gilt seine Mutter,
wie auch über 300 000 Eutha-
nasieopfer, nicht als typische
NS-Verfolgte. Ende der 80er
Jahre wagen einige Euthana-
sie-Überlebende den Schritt
und gründen den Bund der
Euthanasiegeschädigten und
Zwangssterilisierten. Bis
dahin kämpfte jeder alleine.

Durch die gemeinsame Lob-
byarbeit wird 2002 in den
AKG-Härterichtlinien (Allge-
meines Kriegsfolgengesetzt)
eine Einmalzahlung für Eutha-
nasiegeschädigte festgelegt.
Wer einen Antrag stellte
erhielt 2566 Euro. „Zu dem

Zeitpunkt jedoch waren viele
Opfer schon tot“, gibt Hamm
zu bedenken.

Erst 2007 wurde in einer
Bundesdrucksache verkün-
det, die Opfer der Euthanasie
und Zwangssterilisierung sei-
en als rassisch Verfolgte anzu-
erkennen. Erst dann wurde
das nationalsozialistische
„Erbgesundheitsgesetz“ zum
ersten Mal in der Geschichte
der Bundesrepublik geächtet.
Abgeschafft ist das Nazi-Ge-
setz bis heute nicht. 1974 wur-
de es immerhin außer Kraft
gesetzt, 1986 für verfassungs-
widrig erklärt.

Erst seit Beginn diesen Jah-
res erhalten nun auch die Kin-
der von Euthanasie-Opfern
Entschädigungszahlungen
von 291 Euro monatlich. Hel-
mut Heinze freut sich. „Viel
wichtiger jedoch ist die Wahr-
heit, dass meine Mutter als
NS-Verfolgte anerkannt
wird“, sagt er. Dafür kämpft
der 88-Jährige bis heute, schon
fast sein Leben lang.

Erinnerung aus besseren Zeiten: Helmut Heinze hält das Bild seiner Mutter. Foto: Linda Zuber

Helmut Heinze lebt heute mit
seiner Frau in Lemgo.

Wenn er seine Mutter in der
Anstalt besuchte, haben sie
nie über die angebliche Krank-
heit gesprochen. Heinze hat
sie als völlig gesund erlebt.

Als Jugendlicher ist er selbst
nur knapp einer Zwangssterili-
sation entkommen. Üblich war
es nämlich, die Kinder von
Euthanasiegeschädigten zur
Strafe geschlechtsuntauglich
zu machen.

Stattdessen jedoch wurde
Heinze als Wehrmachtssoldat
an die Ostfront geschickt, „als
Kanonenfutter“, wie er sagt.

Die Briefe, die er seiner Mutter
von der Front nach Hamburg
schrieb, kamen nie an.

Von dem Tod der Mutter
erfahren er und seine Familie
erst vier Monate später

Erinnerungen

Soldaten erschießen Teilnehmer der landesweiten Protestmärsche

Martin Gehlen

Damaskus. Trotz eines bei-
spiellosen Aufgebots von Mili-
tär und Staatssicherheit sind
gestern in Syrien erneut zehn-
tausende Menschen gegen
Präsident Baschar Assad auf
die Straße gegangen. Regie-
rungssoldaten töteten nach
Angaben einer Menschen-
rechtsorganisation mindes-
tens 16 Menschen.

„Wir haben gesungen, fried-
lich, und wir haben nicht mal
einen Stein auf die Sicherheits-
kräfte geworfen“, berichtete
ein Demonstrant aus der Stadt
Homs. „Aber sie haben gewar-
tet, bis wir den zentralen Platz
erreichten und dann das Feuer
auf uns eröffnet.“

Aus vielen Städten wurden
Protestmärsche gemeldet, zu
denen unter dem Motto „Tag
der Ablehnung“ aufgerufen
worden war. In Damaskus
skandierten die Demonstran-
ten „Wir wollen den Sturz des
Regimes“. In den Protesthoch-
burgen Homs und Rastan
sowie der Küstenstadt Banias
kam es zu schweren Auseinan-
dersetzungen, bei denen die
Sicherheitskräfte wieder
Schusswaffen einsetzten.

Den ganzen Tag über blo-
ckierten Panzer die Zugänge

zu den Städten. Da Syrien seit
Wochen keine ausländischen
Journalisten mehr ins Land
lässt, fließen die Informatio-
nen nur sehr spärlich.

In Daraa, der bisherigen
Hochburg der syrischen Pro-
testbewegung, blieben die
Menschen aus Angst vor Poli-
zeigewalt in ihren Häusern.
„An jeder Ecke steht in Daraa
ein Panzer, es gibt keine Mög-
lichkeit, heute eine Demonst-
ration abzuhalten“, sagte ein
Anwohner der Nachrichten-
agentur AP. Landesweit sind
bei den seit Wochen anhalten-
den Protesten mindestens 565
Zivilpersonen sowie etwa 100
Soldaten und Polizisten ums
Leben gekommen.

UN-Generalsekretär Ban Ki

Moon kündigte die Entsen-
dung internationaler Beob-
achter an. Präsident Baschar
Assad habe der Einreise von
Teams der Vereinten Nationen
in einem Telefongespräch
zugestimmt, sagte Ban.

Die EU-Länder haben sich
auf ein Sanktionspaket gegen
Syrien geeinigt. Dazu gehören
gezielte Strafmaßnahmen
gegen 13 Vertreter der Regie-
rung in Damaskus, nicht
jedoch gegen Präsident Assad,
wie ein EU-Diplomat gestern
der Agentur AFP sagte. Schrit-
te gegen Assad sollen dem-
nach nächste Woche geson-
dert diskutiert werden. Die 13
Führungsvertreter werden mit
Einreiseverboten und Vermö-
genssperren belegt.

Das offizielle Foto soll den Abzug aus Daraa belegen, doch die Men-
schen blieben gestern aus Angst in ihren Häusern. Foto: dapd

Uni Bayreuth sieht sich von Guttenberg bewusst getäuscht

Dirk Hautkapp

Bayreuth/Berlin.Der Bayreu-
ther Jurist Oliver Lepsius,
Nachfolger des Doktorvaters
von Ex-Verteidigungsminister
Guttenberg an der Uni Bay-
reuth, hatte es bereits Anfang
März live im Fernsehen
gesagt: „Wir sind einem Betrü-
ger aufgesessen.“

Acht Wochen später kommt
der wissenschaftliche Beleg
für die seinerzeit als ebenso
mutig wie provokant empfun-
dene Schlussfolgerung. Eine
uni-interne Kommission zur
Qualitätskontrolle in der Wis-
senschaft hat wochenlang
getagt und jetzt bestätigt, dass
der CSU-Politiker beim Abfas-
sen seiner Promotion „vorsätz-
lich getäuscht hat“.

In dem 40-seitigen Bericht,
den Hochschulpräsident
Rüdiger Bormann am Mitt-
woch bei einer Pressekonfe-
renz in Bayreuth offiziell prä-
sentieren will, werden schwe-
re Vorwürfe erhoben.

Danach habe sich Gutten-
berg immer wieder die Auto-
renschaft bei Texten ange-
maßt, die von Dritten geschrie-
ben worden sind.

Für sein bewusstes Vorge-

hen sprächen zahlreiche
Umformulierungen der Origi-
naltexte, Umstellungen des
Satzbaus oder die Verwen-
dung von Synonymen.

Zweifel hegt die Kommis-
sion auch an dem Top-Prädi-
kat „summa cum laude“, mit
dem Guttenbergs Arbeit aus-
gezeichnet wurde. Tenor: Die
wissenschaftliche Substanz
der Arbeit rechtfertige nicht
die Höchstnote. Seinem dama-
ligen Doktorvater Peter
Häberle wird damit indirekt
eine Teilschuld zugewiesen.

Guttenberg selbst hatte
nach Bekanntwerden der Pla-
giatsvorwürfe mehrfach „gra-
vierende handwerkliche Feh-
ler“ eingeräumt und zugleich
stets betont, „dass ich weder
bewusst noch vorsätzlich
getäuscht habe“.

Duisburg. Der Duisburger
SPD droht Ärger, weil sie Kan-
didaten für Rats- und Bezirks-
vertretungen nur unter der
Bedingung aufgestellt haben
soll, dass die Bewerber zuvor
an die Parteikasse spendeten.

Laut parteiinternen Unter-
lagen, die der WR vorliegen,
mussten sich Kandidaten bei
der Kommunalwahl 2009 in
einer schriftlichen Erklärung
verpflichten, 250 bis 800 Euro
an die Partei zu spenden.
Erhielten sie nach der Wahl
kein Mandat, konnten sie das
Geld zurückfordern. Dies hat-
te die SPD unter ihrem Unter-
bezirksvorsitzenden Ralf Jäger
so beschlossen, um die Wahl-
kampfkasse aufzufüllen.

Der stellvertretende Vorsit-
zende der Arbeitsgemein-
schaft sozialdemokratischer
Juristen, Joachim Pentzlin,
schreibt in einem internen Ver-
merk: „Wer wählbar ist, wird
durch das Kommunalwahlge-
setz und durch das Organisa-
tionsstatut der SPD geregelt.
Weitere Zugangsschranken
sind rechtswidrig.“ Der ehe-
malige Vorsitzende Richter am
Verwaltungsgericht Köln hat
Angst um seine Partei: „Wegen
der erheblichen Gefahren, in
die die SPD Duisburg und die
SPD insgesamt geraten wür-
de“, wolle er eine konkrete
Bewertung „nicht schriftlich
niederlegen“. Laut Pentzlin
drohen unter Umständen in
„schmerzhafter Weise“ Ermitt-
lungen der Staatsanwaltschaft
und des Bundestagspräsiden-
ten wegen Verstoßes gegen das
Parteiengesetz. Zudem seien
die „politischen Folgen bei
Fehlgriffen in diesem Bereich
verheerend“. WR

Schwer belastet: Ex-Minister Karl-
Theodor zu Guttenberg. Foto: dapd
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